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MmeOerg md tzss ArßeitsSkschOtSWMWK.
Sine NegierusrgsmitLerlurrg

im würLLenbergischen LauLmg.
TU Stuttgart , 37. Okt. Das Staalsminifterium hat die Kleine

Anfrage des Abg. Keil über Beteiligung Württembergs am Ar¬
beitsbeschaffungs-Programm der Reichsregierung wie folgt beant¬
wortet:

1. Neckarkanal:  Da der Neckarkaual von unten her wei¬
tergebaut und das württcmb-rgischc Gebiet erst in mehreren Zäh¬
ren erreicht werden soll, war im Arb-itsbeschaffungsplan zunächst
nicht vorgesehen, neue Kanalstreckcn in Württemberg in Angriff
zu nehme». Die Neckar-A.E. hat jedoch dem Ncichsvcrkehrsmiiü-
sterium am 8. August ds. Js . vorgcfchlagen, an die Verbesserung
des Hoch-Wasserabflusseszwischen llntertürkheim und Münster zu
gehen und die Arbeiten an den Staustufen Obereßlingen. und
Horkheim, die im Jahre 1823 stillgelegt wurden, wieder auszu-
nchmen, um Arbeitsgelegenheitzu schaffen. Das Ministerium
des Innern hat diese Vorschläge unterstützt und die Gesandtschaft
in Berlin veranlaßt, sie beim ReichsverkchrZministerium zu ver¬
treten. Dieses hat sich grundsätzlich bereit erklärt, an der Verbes¬
serung des Neckarlaufs zwischen Untertürkheim und Münster mit¬
zuwirken, wenn auch Württemberg und die Stadt Stuttgart zu
den Kosten beitragen. Durch das Unternehmen würde nicht bloß
di« Hochwassergefahrbei Cannstatt beseitigt und eine größere An¬
zahl Arbeitsloser beschäftigt, sondern auch ein wesentliches Stück
der Strecke Untcrtürkheim-Münster zur Hauptschiffahrtsstraße
ausgebaut werden. Die Weiterbehandlung der Angelegenheit
hangt mit der Frage zusammen, ob die Stadt Stuttgart den
Cannstattcr Wasen erwirbt. Sie verhandelt mit den beteiligten
Reichsstellen. Darüber, ob die Arbeiten an den Staustufen Ober-
sßlingcn und Horkheim wieder ausgenommen werden sollen, ver¬
handelt die Neckar-AE, noch mit dcm Reichsverkehrsministcrinm.

2, Reichsbahn:  Das Reich hat der Reichsbahng-sellschast
ein Darlehen von 100 Millionen Reichsmark bewilligt, um ihr zu
ermöglichen, einen verstärkten, mit den: ReichsverkchrLmiinsteriuin
vereinbarten Bau- und Beschaffungsplandurch,zusühren. Der
Plan erstrebt eine Verteilung der Aufträge an di« Landesteile und
Industrien, die besonders unter Arbeitslosigkeit leiden, und um¬
faßt Eleisumbauten mit 30 Millionen, sogenannte große Bauten
VrückenumLauten, Erweiterung von Bahnhöfen, neue Werkstät¬
ten, Elektrisierung, Bahnkanten) mit 15 Millionen, die Beschaf¬
fung von Werkstoffen und Ersatzstücken aller Art zur Verbesserung
des Fahrzeugparksmit 35 Millionen, endlich die Elektrisierung
der Berliner Städt - und Ringbahn mit SO Millionen Reichs¬

mark. Die Mittel wurden nicht nach Länder.: r er,eilt. Ferner
hat das Reich der Reichsbahngesellschaft53.5 Millionen RM. Dar¬
lehen zur Fertigstellung stillgelegter Bahnbautcn gegeben, Davon
entfalten 5 Millionen RM. auf Württemberg. Gebaut werden die
Strecken Spaichingen-Reichenbach, Schömbcrg-Nottwcil und di-
Murgtalbahn. Eine weitere Nebenbahn soll sertiggestellt und der
Bau von Straßenbahnen gefordert werden; Einzelheiten stehen
noch wicht fest.

3. An den Hochbauten, die die Re ichspoft aussührcn wird,
um Arbeitsgelegenheit zu schassen, ist Württemberg angemessen
beteiligt. Der Bauaufwand beträgt insgesamt 880 000 RM.

4. Wohnungsbau:  An dem Neichsdarlehen zur Förde¬
rung des Kleinwohnungsbaucs wird Württemberg nach dem Auf¬
kommen der Hausziusstener 1025 beteiligt. Seine angemessene
Teilnahme im Rechnungsjahr 1SS6 ist gesichert. Für das Baujahr
1826 tonnte die Wohnungstrcditanstaltdamit die Herstellung von
10 500 Wohnungen sichern.

5. Endlich hat das Reich 50 Millionen RM. für Notstands-
arbeiten  in Bezirken mit besonders starker Erwerbslosigkeit
ausgsworfen. Entgegen dem Widerspruch des Staatsministeriums
hat das Reichsarbeitsministcrium bestimmt, daß diese Mittel nur
verwendet werden dürfen für Notstandsarbeiten in Ländern oder
preußischen Provinzen mit mehr als 2 vH. Hauptunterstützungs¬
empfängern oder, soweit diese Voraussetzung nicht zutcisft, für
Notstaiidsarbeiten, bei denen Erwerbslose aus Gemeinden mit
mehr als 5 vH. Hauptunterstützungsempsängern beschäftigt wer¬
den. Die erste Voraussetzung trifft für Württemberg zur Zeit
nicht zu; die zweite nur für einzelne Gemeinden. Das Arbeits-
Ministerium wird beantragen, daß aus diesen Reichsmitteln um¬
fangreiche Notstandsarbeiten gefördert werden, bei denen Er¬
werbslose aus solchen Gemeinden beschäftigt werden.

6. Für den Arbeit sbeschaffungsplan des Lan¬
des,  der hiernach für die noch nicht beschlossenen Arbeiten aus¬
gestellt werden soll, kommen also hauptsächlich die vorhin ge¬
nannten Kanalballstreckeu, der Bau einer weiteren Nebenbahn
und Straßenbauten in Frage. Soweit diese Arbeiten nicht aus
den 50 Trillionen bezahlt werden können, die das Reich für Rot¬
standsarbeiten in Bezirken mit besonders starker Erwerbslosigkeit
ausgemorstn hat, werben sie mit den sonstigen Planmitteln der
wert schassenden Erwerbstosenfürsorgedes Reichs durchgesührt
werden. Auf Vorschlag des Finanzministeriumsund des Arbeits-
Ministerium hat sich das Staatsministcrium damit einverstanden
crtärt , daß für diese Arbeiten und zur Deckung der lausenden Mit¬
tel der Erwerbstosenfürsorge, die über die bisherigen Bewilli¬
gungen hinaus nötig sind, im Rechnungsjahre 1826 acht Millio¬
nen NM. vom Landtag angefordert werde» sollen.

Der Kampf um den MnanKZmsgleich,
Die Gründe für die Verlängerung

des alLen Ausgleichs.
Keine Kürzung der Liindcranteilc beabsichtigt.

Berlin , 27. Okt. Am 2. November beginnt im Reichssmänz-
miuisterium der Kanrps zwischen dem Reich und den Ländern um
die Gestalt des Finanzausgleichs . Es ist beabsichtigt, den alten
Ausgleich bis zum 1. April 1928 zu verlängern . Möglich ist, daß
etliche nicht unwesentliche Aenderungen vorgcnommen werden,
falsch dürfe aber die Behauptung sein, daß der der Finanzbc-
sprechung an: 2. November zu Grunde liegende Refcrentcnent-
tmrrf eine Kürzung der Länderanteile vorsieht. Soweit wir un¬
terrichtet such, denkt der Reichssinanzminister nicht daran , den
Ländern und Gemeinden etwas zu nehmen. Er erkennt vielmehr
an, daß sie durch die allgemeine Erwerbslosigkeit außerordentliche
finanzielle Lasten zu tragen haben. Dagegen hofft er, daß am
10. April 1927 das Versicherungsgesetz für die Erwerhsloseu-
fürforge sertiggestellt ist, so daß dann im folgenden Jahre die
Ausgaben der Länder und Gemeinden sich allmählich von selbst
abbauen und ein normaler Zustand geschaffen wird.

Es ist also verständlich, wenn allein aus diesen« Grunde
nicht ein völlig neuer Finanzausgleich dis zum Apvil 1927 ge¬
schaffen, sondem der alte bis zum April 1928, wenn auch viel¬
leicht in veränderter Form , verlängert wird . Außerdem ist das
deutsche Steuerwesen »och nicht organisch geregelt und aufeinan¬
der adgestimmt. Das hinter uns liegende Finanzjahr hat eine
Finanzstatistik ergeben, die es als untunlich erscheinen läßt , auf
ihr ein solides Finanzgebäudc aufzubauen . Es liegen also ge¬
wichtige Gründe vor, die den Reichssinanzminister veranlassen,
mit der Neuregelung des Finanzausgleichs solange zu warten,
bis sich wieder normale Wirtschastsverhältnisse gebildet haben.
Er hofft, daß bis zum 1. April 1928 ein Zustand eingetreten
sein wird, der es ermöglicht, einen allseitig zufriedenstellenden
Finanzausgleich herbeizustihren.

Auf der Konferenz beabsichtigen einige Länder , vor allem
Bavern und Württemberg , sowie einiae Staaten , eine Erhöhung

der Quoten der Einkommcnstcucr, die bisher 75 Prozent für die
Länder und 25 Prozcn für das Reich beträgt , durchzusetzen. Es
werden wahrscheinlich verschiedene Airträge eingehen, wobei als
Höchstquste ein Anteil von 90 Prozent für die Länder gefordert
werden wird . Der vorläufige Finanzausgleich für das Etatsjahr
1927 kann zu außerordentlich ernsten inncrpolitischen Debatten
führen . Rach süddeutschen Meldungen beabsichtigten der baye¬
rische und der württenrbergische Finanzminister auf der Berliner
Konferenz in die schärfste Opposition gegen den Entwurf zu
treten . Wie verlautet , Hai die bayerische Staatsregierung alle
Gerüchte über einen Rücktritt Hclds dementiert und erklärt, Dr.
Held werde mit allem Nachdruck den Kamps gegen den Finanz¬
ausgleich führen und zu diesem Zwecke an der Spitze der Re¬
gierung bleiben.

*

Dr. Relrchold zur ImanzsVirtschast.
TU Leipzig, 27. Okt. In einer von der Deutschen Demokra¬

tischen Partei veranstalteten Wahlversammlung sprach Rcichs-
minifter Dr . Neinhold am Dienstag in Leipzig. Er gab zunächst
einen kurzen Ucberblick über die jetzige iiurcrpolitische Lage und
beleuchtet- vor allem die deutsche Finan -wirtschaft - Dabei stellte
er mit besonderer Genugtuung fest, daß unsere Sage sich stetig
verbessert habe. Die Stimmen , die vor Steuermilderung warn¬
ten, seien jetzt verstummt. Das ganze Steucrwesen bedürfe aber
im Reich, Ländern und Gemeinden einer organischen Grundlage.
Jder einzelne Deutsche dürfe in Zukunft nur mit de» Steuern
belastet werden, die er tatsächlich wirtschaftlich mich zu trogen
vermag. Nach diesem Hauptgcstchtspunkt müsse auch der kom¬
mende Finanzausgleich eingerichtet werden . Vorbedingung für
diesen Ausgleich sei, was er besonders hervorzuheben wünsche,
die deutsche Verwaltungsresorm . Dabei gelte es vor ollem, die
Ausgaben abzubauen und nicht die Beamten . Einen wetteren
Teil sein« Ausführungen widmete er dem AÄbeiWbeschafsungS-
programm der Reichsregberung. Vor allem diene das Pro¬
gramm der Mildern no der Arbeitslosigkeit und dann dem Ziel,

Tages-Ssslegel.
In : würit . Landtag wurde von Regie-ungsseitc Mitteilung übet

1 die Beteiligung Württembergs am ArbcitsbeschaffungSpro-
gramm gemacht.

»

Nach einer NegicruugSmitteiluug im wmircurbrrgischcu Landtag
sind die Verhandlungen mit dem herzoglichen Haus Wirrt -cm
bcrg wieder aufgrnoWmrn worden.»

Das NeichSkabinett hat gestern eine kurze Sitzung abgchaltcu, in
der die Erwerbeloscnsrage behandelt wurde.

*

Die Generalvcrwaltung der Hoheuzollern gibt l-clunnt , daß der
frühere Kaiser vorläufig nicht an die Rückkehr nach Deutsch¬
land denke.

Die Spitzenverbiiu 'sc der Wirtschaft haben Richtlinien zur Neu¬
regelung des Finanzausgleichs ausgestellt.

»

Briand empfing gestern de« deutsche» Botschafter v. Hoesch zr
weierren Verhandlungen über die densch-französische Verstau
digung.

Louchcur wird im November nach Berlin reisen, um Wirtschaft
liche Verhandlungen zn führen.ch

Ans allen Teilen der Welt wurden gestern schwere Unwetter ge
meldet. Die Erdbebenwarte in Hohenheim zeichnete gesten
morgen ein sehr starkes Frrnbeben auf , das den Erdball um
kreiste.

den Verfall halb begonnener Bauten aufzuhalten . Es gelte nicht
„uferlose Kanalbauten " zu treiben . Mit dem Arbeitsbeschaf-
fungsprogranmi werde die Regierung aber dafür Sorge tragen,
daß ein neuer lebendiger Impuls durch deutsches Wirtschaftsleben
gehe. Dabei erscheine viel wichtiger, daß der Staat einmal di<
Möglichkeit eines Defizits in Kauf nehme, als daß Thesauri-
rungspolitik gtriebcn würde , die sich aus innen - und außenpo¬
litischen Gründen schwer rächen könnte. Der Minister sprach
dann noch vom Dawcsplan und seinen Auswirkungen ans das
deutsche Wirtschaftsleben . Er halte eS für seine besondere Pflicht,
festzustellen, daß die Zeit kommen werde, wo die ganze Welt
Wirtschaft sich gegen den Dawesplan auftchnen müsse. Den Vor¬
wurf des Optimismus nehme er sowohl in Bezug auf die durch
die Außenpolitik geschaffene Lage als auch in Bezug auf die
wirtschaftliche Entwicklung gerne hin . Vorbedingung für einen
gesunden Optimismus aber sei, daß endlich aller Parteihader
im deutschen Volke begraben werde.

Deutsche Beschwerdenoie an Polen.
TU Berlin , 27. Okt. Die Reichsregicrung hat an die War¬

schauer Regierung eine Note gerichtet, in der gegen die unbe¬
rechtigte Ausweisung von 2 Reichsdeutschen, Leiter industrieller
Werke in Ostoberschlesien, Einspruch erhoben wird . Die beiden
Direktoren müssen bis zum 1. November das polnische Gebiet ver¬
lassen, und sie sollen durch polnische Direktoren in ihren Betrieb
ben ersetzt werden . Da dieser Fall auch mit dem zurzeit ver¬
handelten Niederlassungsrccht in Zusammenhang steht, so ist er
auch gegenüber der polnischen Delegation in Berlin zur Sprache
gekommen, und es ist gleichzeitig auf die schikanöse Behandlung
Reichsdeutscher in Ostoberschlefien hingewiesen worden . Eine
weitere ernste polnische Schwierigkeit besteht zurzeit wegen des
Liquidationsbeschlusses , der sich gegen 17 Wohltätigkeitsanftalter
des deutschen Frauenvcreins in Posen und Pomwercllen richtet.
Auch hier war die deutsche Regierung gezwungen, in einer Be>
fthwerdenote gegen diese Liquidation Einspruch zu erheben, da
eS sich nach deutscher Auffassung hier um Eigentum handelt , das
wie Kirchengut bchandelt werden muß und infolgedessen der Li¬
quidation nicht unterliegt .

Frankreich und
die Abrüstungskontrolle

Keine Soicklrwünsche Frankreichs?
TU Paris , 27. Okt. Großes Interesse erregt hier die Veröf¬

fentlichung aus englischer Quelle , wonach sich Ministerpräsident
Pomcare und di« französischen hohen Militärs der llebertragung
der Abrüstungskontrolle an den Völkerbund widersetzen würden
bevor nicht Frankreich volle Genugtuung hinsichtlich der Zusam
mensetzung dieser BASerbundskommisfion gegeben worden sei
Dies« Nachricht, sowie die von dem „Daily Telegraph, , angeführ¬
ten einzelnen Punkte der französischenWünsche Über die Abtre-
tung der Kontrolle an den Völkerbund wird vom Quai d'Orsay
als PhantafismSltmns bezeichnet.
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